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Antrag 

der Abgeordneten Engelbert Wistuba, Horst Kubatschka, Annette Faße, 

Eckhardt Barthel (Berlin), Siegmund Ehrmann, Renate Gradistanac, Monika 
Griefahn, Bettina Hagedorn, Gisela Hilbrecht, Gabriele Hiller-Ohm, Jelena 
Hoffmann (Chemnitz), Brunhilde Irber, Dr. h. c. Susanne Kästner, Dr. Bärbel Kotier, 
Angelika Krüger-Leißner, Ute Kumpf, Tobias Marhold, Lothar Mark, Heinz Paula, 
Siegfried Scheffler, Dagmar Schmidt (Meschede), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), 
Dr. Angelica Schwall-Düren, Ludwig Stiegler, Jörg Tauss, Franz Müntefering und 
der Fraktion der SPD 

sowie der Abgeordneten Undine Kurth (Quedlinburg), Ursula Sowa, Volker Beck 
(Köln), Franziska Eichstädt-Bohlig, Hans-Josef Fell, Winfried Hermann, Michaele 
Hustedt, Dr. Reinhard Loske, Dr. Antje Vogel-Sperl, Dr. Antje Vollmer, Katrin 
Göring-Eckardt, Krista Säger und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Die vielfältigen Potenziale des Wirtschaftsfaktors Kulturtourismus weiter 
erschließen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag steht fest: 

In der freiheitlichen Gesellschaft ist Kultur ein hohes öffentliches Gut. Sie be- 
wahrt und schafft einen wesentlichen Teil der Werte, auf denen Staat und Gesell- 
schaft heute beruhen. In ihren vielfältigen Facetten ist sie von großer Bedeutung 
für das Wertebewusstsein, die Entfaltung kreativer Kräfte, aber auch für das All- 
tags- und das wirtschaftliche Leben der Bürgerinnen und Bürger. Die Vielfalt 
des kulturellen Reichtums bildet auch die Grundlage für den wachsenden Markt 
des Kulturtourismus in Deutschland mit seiner immensen Bedeutung für die 
Städte, für viele ländliche Regionen und kulturelle Einrichtungen. Die wechsel- 
volle deutsche Geschichte dokumentiert sich in einem kulturellen Erbe von un- 
schätzbarem Wert. Inländische und ausländische Touristen begegnen dieser 
kulturellen Vielfalt in historischen Innenstädten, beim Besuch von Gedenkstät- 
ten, Mahnmalen und Museen, von Gärten, Parkanlagen und Baudenkmälern und 
auf thematisch orientierten Kulturwegen. Mittlerweile bieten 30 anerkannte 
UNESCO- Welterbestätten Reisenden attraktive Ziele. Zur kulturellen Vielfalt 
tragen auch mehr als 2,5 Millionen Musik-, Tanz- und Kunstveranstaltungen, 
über 6 000 Museen, mehr als 360 öffentliche und private Bühnen und die rund 
12 000 Kultur- und Volksfeste, Sommerfestivals und historischen Festspiele bei. 
Ergänzt wird dieses breite Angebot durch soziokulturelle Zentren, Kultur- und 
Bürgerhäuser und durch eine lebendige Migrantenkultur. 

Diese vielschichtige Kulturlandschaft Deutschlands ist eingebettet in ein Europa 
der Kulturen und steht in intensivem internationalem Austausch. Im Rahmen der 
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jüngsten Erweiterung der Europäischen Union erweist sich der Tourismus, ins- 
besondere der Kulturtourismus, als ein Motor des Integrationsprozesses. 

Obgleich das Reisen bereits seit Jahrhunderten auch mit kulturellem Interesse 
begründet wird, zeigt sich heute, dass die Kombination von Kultur und Touris- 
mus noch enorme wirtschaftliche Wachstumspotenziale birgt. Zunehmend rückt 
daher die Kultur in das Blickfeld ökonomischer und sozialer Entwicklungsstra- 
tegien der Städte und Regionen. Der Tourismus spielt dabei eine zentrale Rolle. 

Trotz aller unterschiedlichen Interessenlagen der Kultur auf der einen und der 
Tourismuswirtschaft auf der anderen Seite ist die Schnittmenge gemeinsamer 
Ziele und Aktivitäten größer geworden. Die Vereinigung der Denkmalpfleger in 
der Bundesrepublik Deutschland hat auf ihrer Jahrestagung 2004 „Denkmal- 
pflege und Tourismus“ bekräftigt, dass denkmalpflegerische und touristische 
Ziele in Übereinstimmung gebracht werden können, z. B. durch verbesserte 
Konzepte der Besucherlenkung und barrierefreien Zugänglichkeit. Bundeslän- 
der und Regionen könnten Denkmalgruppen zu touristischen Alleinstellungs- 
merkmalen zusammenfassen. In der professionellen Zusammenarbeit zwischen 
Kulturbereich und Tourismussektor lassen sich die wirtschaftlichen Potenziale 
der Kulturstätten weiter erschließen. Beide Seiten können von einem verbesser- 
ten Marketing profitieren. Da eine große Zahl kultureller Angebote in der Trä- 
gerschaft und finanziellen Verantwortung der öffentlichen Eland liegt, kommen 
dem Bund, den Ländern und den Gemeinden eine wichtige Rolle bei der Ent- 
wicklung des kulturtouristischen Potenzials zu. 

Die vielgestaltige Landschaft kultureller Angebote und Institutionen beruht aber 
zu einem wesentlichen Teil auch auf dem bürgerschaftlichen Engagement vieler 
Menschen. Laut der vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend in Auftrag gegebenen repräsentativen Längsschnittuntersuchung zum 
freiwilligen Engagement in Deutschland, dem Freiwilligensurvey von 1999, 
liegt die Zahl der ehrenamtlich ausgeübten Aktivitäten im Kulturbereich bei 
3,5 Millionen, die von ca. 2,1 Millionen Aktiven wahrgenommen werden. Die- 
ses Engagement ist wichtig für die Entwicklung des Kulturtourismus. Die Er- 
gebnisse des 2. Freiwilligensurveys werden spätestens im Mai 2005 vorliegen. 

Die wirtschaftlichen Potenziale des Kulturtourismus sind in Deutschland bei 
weitem noch nicht ausgeschöpft. Bisherige Studien und Prognosen zeigen, dass 
es sich sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite um einen 
wachsenden Markt handelt, der der allgemeinen positiven Entwicklung der Tou- 
rismuswirtschaft folgt. Im Jahre 2004 nahm bis einschließlich November die 
Zahl der ausländischen Gäste um neun Prozent auf 45,5 Millionen, sowie fast 
300 Millionen inländische Übemachtungsgäste zu, was belegt, dass die Touris- 
musbranche sich nach wie vor günstig entwickelt. Der Kulturtourismus profi- 
tiert hiervon, darüber hinaus bietet er spezifische wirtschaftliche Vorteile: Die 
Touristiker können bei der Produktgestaltung auf die vorhandenen kulturellen 
Angebote zurückgreifen. Kulturtourismus lässt sich zudem ganzjährig gestalten. 
Dabei ist es möglich, viele Orte einer Region in entsprechende Konzepte einzu- 
beziehen. Der wirtschaftliche Nutzen für die gesamte Tourismusbranche kann 
auf diese Weise kontinuierlich gesteigert werden und ist insbesondere eine 
Chance für strukturschwache Regionen mit kulturellen Attraktionen - wenn kul- 
turelle Magneten geschaffen werden und erhalten bleiben. Die Ausgabenbereit- 
schaft von Kulturtouristen liegt mit 980 Euro pro Kopf und Reise deutlich höher 
als bei anderen Reisenden. 

Die Nachfrage nach kulturtouristischen Angeboten wird vielschichtiger. Immer 
häufiger wird der klassische Erholungsurlaub mit dem Besuch von Museen, Kir- 
chen, von Konzerten oder anderen kulturellen Ereignissen verknüpft. Nach Un- 
tersuchungen der Forschungsgemeinschaft Urlaub und Reisen (FÜR) im Rah- 
men der Reiseanalyse 2003 haben fast 50 Millionen Deutsche in den letzten drei 
Jahren in ihrem Urlaub kulturelle und historische Sehenswürdigkeiten besucht. 
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Überdurchschnittlich stark nachgefragt werden diese Sehenswürdigkeiten durch 
ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen, wie eine Studie des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft und Arbeit aus dem Jahre 2003 belegt. Wichtige 
touristische Zielgruppen, wie Senioren, Familien oder mobilitätseingeschränkte 
Menschen haben jeweils unterschiedliche Ansprüche an das kulturtouristische 
Angebot. Auf diese differenzierten Anforderungen muss sich die Tourismus- 
branche noch stärker einstellen. Dies sollte im Rahmen eines Gesamtkonzeptes 
geschehen, das sichert, dass niemand von der Zugänglichkeit und Nutzbarkeit 
des kulturellen Angebots ausgeschlossen wird. 

Attraktive kulturelle Angebote spielen darüber hinaus gerade auch im interna- 
tionalen Kontext eine wachsende Rolle bei der Frage, wo Messen, Tagungen und 
Konferenzen stattfinden. Das kulturelle Angebot deutscher Städte sichert damit 
auch die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands als bedeutendem Messestandort 
und als Standort für Konferenz- und Fortbildungsangebote. 

Ein wichtiger Bereich des Kulturtourismus sind die Städtereisen. Neueste Zah- 
len des Statistischen Bundesamtes belegen auch hier eine positive Entwicklung. 
In den ersten acht Monaten des Jahres 2004 stieg die Zahl der Übernachtungen 
in Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern um acht Prozent auf 50,5 Millio- 
nen. Besonders profitierten Berlin, Bremen und Flamburg von diesem Trend. In 
Bezug auf die ausländischen Gäste ist ein Zuwachs von 13,4 Prozent auf 
14,6 Millionen Übernachtungen zu verzeichnen. 

II. Der Deutsche Bundestag begrüßt 

- den Erlass der im Konsens mit den Sozialpartnern und den Bundesländern er- 
arbeiteten Ausbildungsverordnung für den anerkannten Ausbildungsberuf 
Kaufmann/Kauffrau für Tourismus und Freizeit durch das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Bildung und Forschung. Kaufleute für Tourismus und Freizeit wer- 
den zukünftig an der Schnittstelle zwischen Kultur und kulturtouristischer 
Nachfrage arbeiten; 

- die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit finanzierte Grundla- 
genuntersuchung zur ökonomischen Bedeutung des Kultur- und Städtetouris- 
mus, durch die die Datenbasis als Grundlage politischer Entscheidung in die- 
sem Bereich verbessert wird sowie die von Bund und Ländern gemeinsam in 
Auftrag gegebene Studie zum Tagestourismus, deren Ergebnis im kommen- 
den Jahr vorliegen wird; 

- die international und national anerkannte Arbeit der Deutschen Zentrale für 
Tourismus (DZT) bei der Präsentation Deutschlands als kulturtouristisches 
Reiseland im Ausland und beim überregionalen Inlandsmarketing. Die DZT 
bündelt buchbare Kulturangebote in themen- und zielgruppenspezifischen 
Marketing-Strategien, um die wachsende Nachfrage mit hochwertigen kul- 
turtouristischen Produkten bedienen zu können; 

- das zwischen der Volksrepublik China und der Europäischen Union am 
12. Februar 2004 Unterzeichnete Memorandum of Understanding, das Reisen 
chinesischer Touristengruppen nach Europa erleichtert. Bereits das bilaterale 
Abkommen zwischen der Volksrepublik China und Deutschland vom 1 . Juli 
2002 hatte Deutschland den Status eines „zugelassenen Reiseziels“ (ADS) 
zugesprochen. In den ersten acht Monaten 2004 verzeichneten die Übemach- 
tungszahlen chinesischer Touristen in der Bundesrepublik Deutschland ein 
Wachstum von 51,2 Prozent. Dies weist auf das noch große unerschlossene 
Potenzial Chinas als Quellmarkt für den Deutschlandtourismus hin; 

- die Bewerbung von zehn deutschen Städten um den Titel der Kulturhaupt- 
stadt Europas 2010. Bereits im laufenden nationalen Auswahlverfahren zei- 
gen sich durch die Analyse des vorhandenen Potenzials und die Entwicklung 
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von neuen Zielen und Strukturen positive Wirkungen für die zehn städtischen 
Destinationen. Durch die gemeinsame Öffentlichkeitskampagne der Bewer- 
berstädte unter der Schirmherrschaft von Kulturstaatsministerin Dr. Christina 
Weiss werden die Städte bundesweit als lohnende Reiseziele präsentiert; 

- das Engagement der Bundesregierung bei der Sanierung kultureller Einrich- 
tungen von nationaler und internationaler Bedeutung in Ostdeutschland. Die 
Tourismuswirtschaft - insbesondere der Kulturtourismus - gehört zu den 
Wachstumsbranchen auch in den neuen Ländern. Sie ist für eine kulturtouris- 
tische Profilbildung auf eine Instandsetzung der kulturellen Infrastruktur an- 
gewiesen. Der Deutsche Bundestag begrüßt daher auch den Vorschlag von 
Kulturstaatsministerin Dr. Christina Weiss an die Ministerpräsidenten der 
Länder, ein Prozent der Mittel aus dem Solidarpakt II für den Kulturbereich 
einzusetzen; 

- das Engagement der UNESCO für den Erhalt des kulturellen Erbes, insbe- 
sondere im Rahmen der „Internationalen Konvention zum Schutz des Kultur- 
und Naturerbes“ (Welterbekonvention) von 1972 und der auf einen Beschluss 
der 32. Generalkonferenz der UNESCO im Jahre 2003 zurückgehenden Be- 
strebungen zur Verabschiedung einer Konvention zum Schutz der kulturellen 
Vielfalt; 

- die politischen Initiativen des Europarates für den Schutz und die Förderung 
der kulturellen Vielfalt; 

- die vielfältigen Aktivitäten lokal, regional und bundesweit tätiger Stiftungen 
und Vereine für den Schutz von Denkmalen und die Bewahrung des kultur- 
historischen Erbes - wie es unter vielen anderen die Deutsche Stiftung Denk- 
malschutz leistet - und die Unterstützung vieler kulturtouristischer Projekte 
durch private Sponsoren sowie durch Universitäten und Hochschulen; 

- die mit dem Maastrichter Vertrag von 1992 und aktuell durch den Vertrag 
über eine Verfassung für Europa wachsende Bedeutung europäischer Kultur- 
politik, die das Bewusstsein für die kulturelle Vielfalt Europas einerseits und 
für seine gemeinsamen kulturellen Wurzeln andererseits vertieft. Aus touris- 
muspolitischer Sicht sind hier besonders die Initiative Kulturhauptstadt Eu- 
ropas, das Rahmenprogramm Kultur 2000, der Vorschlag der Europäischen 
Kommission für eine Fortsetzung in den Jahren 2007 bis 2013 und die touris- 
musbezogenen Fördermöglichkeiten im Zuge der Europäischen Struktur- 
fonds zu würdigen; 

- die Initiative Deutschlands, Frankreichs und Polens für eine „Europäische 
Charta der Kultur“, die u. a. auch das Thema Kulturerbe und Tourismus be- 
handeln soll; 

- die vielfältigen Anstrengungen der Bundesregierung bei der Vorbereitung der 
Fußball- Weltmeisterschaft 2006 mit dem Ziel dieses sportliche Großereignis 
auch als Forum zur Darstellung der kulturellen Vielfalt Deutschlands zu nut- 
zen und Deutschland einem weltweiten Publikum als sympathischen Gastge- 
ber zu präsentieren; 

- das Engagement der Bundesregierung bei der Vermittlung eines modernen 
Deutschlandbildes im Rahmen der Auswärtigen Kulturpolitik. Insbesondere 
durch die Arbeit der Goethe-Institute und durch die Förderung des Austau- 
sches und Dialoges zwischen Menschen und Kulturen wird das Interesse an 
Deutschland als europäischem Kulturstaat im Ausland nachhaltig gestärkt. 
Für den hohen Stellenwert der Auswärtigen Kulturpolitik spricht, dass die 
weitere Finanzierung dieses Politikbereiches auf hohem Niveau gesichert 
wurde; 

- das von der Bundesregierung initiierte Projekt „Deutschland in Japan“, das 
vom April 2005 bis zum Frühjahr 2006 unter der Schirmherrschaft des Bun- 
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despräsidenten und Seiner Kaiserlichen Hoheit Kronprinz Naruhito von 
Japan stattfindet und mit dem sich Deutschland in seiner ganzen Vielfalt erst- 
malig ein Jahr lang - neben der Präsentation von Wirtschaft und Wissen- 
schaft - mit zahlreichen hochklassigen kulturellen Großveranstaltungen, 
Ausstellungen und musischen Gastspielen in einem Gastland vorstellt; 

- die schrittweise Verbesserung der rechtlichen und politischen Rahmenbedin- 
gungen für das bürgerschaftliche Engagement in Deutschland, wie z. B. die 
Reform des Stiftungsrechtes, die Erweiterung der gesetzlichen Unfallversi- 
cherung und den Vertrauensschutz für geprüfte Satzungen von gemeinnützi- 
gen Körperschaften. Diese Maßnahmen kommen den bürgerschaftlich Enga- 
gierten zu Gute, die ein breites Spektrum kultureller Angebote ermöglichen, 
von der Öffnung einer Dorfkirche bis zur Finanzierung einer Opernauffüh- 
rung durch Spendensammlung. 

111. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . die UNESCO auch weiterhin in ihren Bestrebungen zum Schutz des kulturel- 
len Erbes und damit der kulturellen Vielfalt zu unterstützen, insbesondere in- 
dem sie prüft, ob sie finanzielle Mittel für den Erhalt und die Restaurierung 
der Welterbestätten bereitstellen kann. Gesellschaftliche Initiativen zur Be- 
wahrung und Pflege des Welterbes - auch durch denkmalverträgliche touris- 
tische Nutzung -, wie sie beispielsweise vom UNESCO-Welterbestätten 
Deutschland e. V. ausgehen, verdienen besondere Beachtung; 

2. zum internationalen Schutz der kulturellen Vielfalt und zur touristischen 
Attraktivität Deutschlands und Europas auch dadurch beizutragen, dass sie 
sich weiter für die Verabschiedung einer Konvention zum Schutz und zur 
Förderung der kulturellen Vielfalt im Rahmen der UNESCO einsetzt; 

3. der herausragenden Bedeutung der Kulturpolitik für den europäischen Eini- 
gungsprozess insbesondere nach der jüngsten Erweiterung der Europäischen 
Union weiterhin Rechnung zu tragen. Die Tourismuswirtschaft ist hierfür ein 
wichtiger strategischer Partner. Synergien zwischen Tourismussektor und 
Kulturförderung sollen insbesondere genutzt werden durch 

• weitere länderübergreifende Kooperationsprojekte, wie das aktuelle Pro- 
jekt der Ostseeanrainerstaaten „Europäische Route der Backsteingotik“, 

• nachhaltige Aktivitäten im Rahmen des Bewerbungsverfahrens zur Kul- 
turhauptstadt Europas 2010, 

• die weitere Unterstützung europäischer Städtepartnerschaften und 

• die Fortführung und Weiterentwicklung des EU-Programms Kultur 2000 
über das Jahr 2006 hinaus; 

4. die Finanzierung der DZT auf hohem Niveau fortzuführen, damit sie ihre 
Arbeit zur Förderung des Kultur- und Städtetourismus und zur Vermarktung 
der Welterbestätten fortführen kann; 

5. zu prüfen, inwieweit durch intensivere Kooperation der Mittlerorganisatio- 
nen des Auswärtigen Amtes und der DZT die Darstellung Deutschlands als 
kulturtouristisches Reiseziel weiter vorangetrieben werden kann; 

6. zu prüfen, inwieweit die Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Enga- 
gement im Kulturbereich weiter verbessert werden können. Maßnahmen des 
Bürokratieabbaus und die Unterstützung von Qualifizierungsmaßnahmen für 
bürgerschaftlich Engagierte - etwa im Bereich der Vermittlung von Kultur an 
unterschiedliche Zielgruppen - sollen dabei Berücksichtigung finden. Das 
Ergebnis des 2. Freiwilligensurveys des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend ist unter diesem Gesichtspunkt auszuwerten; 
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7. darauf hinzuwirken, dass die Belange von Menschen mit Behinderungen 
auch im Bereich denkmalgeschützter Gebäude und Anlagen und beim Zu- 
gang zu Kulturveranstaltungen im Rahmen der geltenden Gesetze berück- 
sichtigt werden und dass Fördermittelrichtlinien so gestaltet werden, dass 
sie für Antragsteller Anreize zur Realisierung barrierefreier Konzepte bie- 
ten; 

8. im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf eine bessere Verankerung der Themen- 
bereiche Kultur und Denkmalschutz in der Aus- und Weiterbildung von 
Tourismusfachleuten hinzuwirken sowie den Dialog zwischen Touristikem 
und Kulturschaffenden zu fördern; 

9. darüber zu informieren, wie die Beschäftigungsmöglichkeiten in Zusatzjobs 
(Arbeitsgelegenheiten) gemäß Viertem Gesetz für moderne Dienstleistun- 
gen am Arbeitsmarkt an der Schnittstelle von Kultur und Tourismus sinnvoll 
genutzt werden können (best-practice-Beispiele); 

10. eine Untersuchung in Auftrag zu geben über die Potenziale des Kulturtou- 
rismus in ländlichen Tourismusdestinationen und über wirkungsvolle Maß- 
nahmen für eine bessere Nutzung dieser - saisonunabhängigen - Potenziale; 

11. angesichts des eindrucksvollen Engagements der Bewerberstädte für die 
Kulturhauptstadt Europas 2010 und der positiven Effekte, die bereits im 
Verlauf des Bewerbungsverfahrens erzielt wurden, die Möglichkeit eines 
von Bund und Ländern gemeinsam getragenen Wettbewerbs für eine natio- 
nale Kulturhauptstadt zu prüfen. 


Berlin, den 16. März 2005 

Franz Müntefering und Fraktion 

Katrin Göring-Eckardt, Krista Säger und Fraktion 
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